
Abschrift

Aktenzeichen:
2 S 6lU{8
2h C '154117 AG LuclvYigshafen am

Rh,ein

Landgericht
Frankenthal (Pfalz)

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

ln dem Rechtsstreit

Proze$sbevoll mächti1;üe:

gegen

- Klägerin und Berufungsklägerin -

Rechtsanwälte Arens & Kordel, Stüberlarllee 55,

0'1309 Dresden

P rozessbevol.l m ächtig;Ie-

- Beklagte und Berufungsbeklagte -

Rechtsanwälte

'wegen Schadensersi?'?es (Mietwagenkosten)

hat die: 2. Zivilkammt,'r des Landgerichts Frankenthal (Pfalzlt durch den Vorsitzenden Richter am

Landg,srieftt Nixdorf, den Richter am Landgericht Dr. Jänicke und die Rlchterin am Landgericht

Malclrus auf Grund derr mündlichen Verhandlung vom 17.10.2018 für Recht erkannt:

l. huf die Berufungr der Klägerin wird das Urteil des Amtsgerichts Ludwigshafen ar. Rh. vom
07.03.2018 (2h 0 454117) teilweise geändert:

1. Die Beklagte,ivird verurteilt, an die KIägerin 1.251,24 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von
5 %-Punkten über dem Basiszinssatz seit 14.1 1.2ß17 sowie vorgerichtliche Rechtsan-
waltskosten in Höhe von 169,50 € zu zahlen.

2. lm Übrigen urird die Klage abgewiesen"

ll. Die weitergehenrle Berufung wird zurückgewiesen.
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'Von den Kosten beider Rechtszüge tragen die Klägerin 10 % und die Beklagte 90 %.

Das Urteil ist ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar.

lfer Streitweft rles Berufungsverfahrens beträgt 1.366,34 €

Gründe

Die Klägerin begehrt rnit ihrer Berufung Zahlung weiterer Mie.twagenkosten.

Auf die tatsächlicherr Feststellungen im angefochtenen Urteil wird Bezug genommen, $ S40 Abs

1 Nr. 1ZPO.

Hiervon ausgehend führt die zulässige Berufung in der Sache überwiegend zum Erfolg.

Der Erstrichter ist rr:,chtsfehlerhaft davon ausgegangen, dass der an die Klägerin abgetretene

Schadensersatzanspr|uch auf Erstattung der lfi/ietwagenkosten deshalb erloschen sei, weil der

Anspruch der Klägerin auf Zahlung der Mietwelgenkosten aus dem Mietvertrag mit rjem Geschä-
rJigten rnittlerweile verjährt sei und der Geschädigte im Rahmen der ihm obliegendeln Schadens-

minderungspflicht verpflichtet sei, sich auf diese Verjährung zu berufen.

Dabei wird Übesehen, dass die zur Begrundung in Bezug genommene Entscheidung des Bun-

desgerichtshofs sich aruf einen Schuldbefreiungsanspruch bezog. So liegt der Fall Inir:r aber nicht,

Zum einen handelt es sich vor'liegend nicht le'Jiglich um einen Schutdbefreiungsanspruch. Ein

solcher hat zwar urs;prrÜnglich gegenuber dern Schädiger bestanden, da der Geschädigte die

I/ietwa,genkosten nooh nicht gezahlt hat und <Jaher lediglich Freistellung von den [lietwagenko-

sten begehrt werden k:onrrte. Nachdem allerdinqs der Geschädigte die Schadensersatzforderung

auf Erstattung der Mir;twagenkosten erfüllungshalber an die Klägerin abgetreten hert, ist dieser

Freistellungsanspruch schon vor Eintritt einer eventuellen Verjährung in einen Geldanspruch um-

gewanclelt worden (Grilneberg in Palandt, BGB, 75. Aufl,, g 249 Rn. 4; BGH NJW 78, 1314).

Damit ist die Klägerin lnhaberin des Schadenersatzanspruchs gegen die Haftpflichtuersicherung

des Schädigers geworrlen, die - in erster Instanz völlig unbestritten - vollumfänglich fiir das Scha-

densererignis eintrittspfl iichtig ist.

lrn Übnqen ist vorliegernd zu beachten, dass die Abtretung erfüllungshalber erfolgt ist. Mit r1er Lei-

slung erfüllungshalber ist regelmäßig eine Stundung der ,Grundforderung" verbundr:n, ünd der

il1.

tv.
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Gläubiger darf auf rliiese zurückgreifen, wenn der Versuch der anderweitigen Be.triedigung aus

dem erfüllungshalb,er übertragenen Gegenstand fehtgeschtagen und damit die Stundung der

Geldf,crderung entfallen ist (BGH, Urt. v. 11.12.1991, Vllt ZR 31/91 m. w.N.).\/6rtregend hat die

Klägerin in unverjäfrrter Zeit verjährungshemmend die Mietwagenforderung gegen die Haftpflicht-

versic;herung des Ci,eschädigten geltend gemacht, Damit ist die Stundung der Gnundforderung

noch nicht entfallen. Dann ist die Verjährung gehemmt, solange der Geschädigte aufgrund der er-

fullungshalber erfolCüen Abtretung vorübergehend zur Verweigerung der Leistung giegentiber der
Klägerin berechtigt i:sti, g 205 BGB.

Damil hat die Klägeriin grundsätzlich Anspruch auf Erstattung der Mietwagenkosten. Der Geschä-
digte lhat in diesem lRahmen Anspruch auf Erstattuflg des Normaltarifs; dieser is;t gr:unrlsätzlich

als ,,efforderlich" im {liinne von S 249 Abs. 2 S. 1 BGB anzusehen. Die Kammer errc,chnet den er-
satäähigen Schaderr selbst; es wird davon abgesehen, bei dieser Sachlage den Rr3chtsstreit an

das Amtsgericht zunirckzuvenveisen.

Der brai der Schaderni'sberechnung nach S 2B7 ZPO besonders freigestellte Tatrichrter kann den

Normerltarif auch auf der Grundlage des gewichteten Mittels des Schwacke-Mietpreisspiegels

schätz:en. Er braucfrt sich nicht auf eine andere Schätzgrundlage - etwa Sachvarständigengut-

achterr oder andere l[,/lietpreiserfrebungen - verweisen zu lassen. Nach höchstrichterlicher Recht-

sprecl'rung ist es nici'rt die Autgabe des Tatrichters, lediglich allgemein gehaltenen Angriffen ge-
r3en eine bewährte Schätzgrundlage wie dem Schwacke-Mietpreisspiegel nachzu,Eehen. Die Eig-

nung von Listen und Iabellen, die bei der Schadensschätzung Verwendung finden k'nnen. bedarf
nur dann der Klärunel, wenn mit fatlbezogenen Tatsachen aufgezeigt wird, dass gr>ltend gemach-

te Mängel der Schätzgrundlage sich auf den korrkret zu entscheidenden Fall auswirken" Letzteres

ist jedenfalls insoweit nicht der Fall, als sich die gegen den Schwacke-Mietpreisspielgel vorgetra-

genen Bedenken mit der abweichenden Untersuchungsmethodik anderer Mietpreiserhetlungen,

etwa derjenigen des F;raunhofer-lnstituts, befassen. Dies besagte nichts daruber, rjarss die in der
Liste aufgefuhrten Zahlen unrichtig seien.

Entgegen der Auffas:;ung der Berufung sind auch die vorgetegten Internet-Angeboter nicht geeig-

net, konkrete Mängel cler Erhebungsmethode der Schwacke-Liste aufuuzeigen, die sich auf den
konkreten Fall ausgerarirkt hätten. Die beiden vorgelegten Internet-Angebote verhaltern sich nicht

zu dem Zeitraum des; Unfallgeschehens, sondern wurden zu einem deulich späteren Zeitpunkt

erngehcrlt' Auch hier gr-.lren sämtliche Angebote wieder von einer festen, von Anfang an bekannten
R.Ückgabezert aus, wiars auf einen Geschädigten in der Unfallsituation nicht zutrifft. Derariige An-
gebote basieren auf s;\/sternen, die auslastungsabhängig Preise offerieren und sind demgemäß
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in alltrr Regel zeitpurnktbezogen. Schon aus diesern Grunde stellen sie für die Ersteller des
Schwacke-Mietpreis;t;piegels einen Sondermarkt dar, der nicht unbedingt repräserntativ und auch

nicht ausreichend qleichbleibend für den Kunden zugänglich ist. Aus derni Editorial des
Schw3cke-Mietpreiss;piegels geht hervor, dass ger:ade aus diesem Grunde beider lirstellung des
Spiegels Internet-Arrgebote dieser Art keine Benicksichtigung fandan, es sei de;nn, im lntemet
werde'n von dern jerareiligen Mietwagenuntemehmen insoweit fuste Mietpreislisten veröffenflicht

Interal<tive Angebote lblieben dagegen unbenlcksichtigt. Letzteres hat jedoch den Uundesgerichts-
hof in der Vergangernheit und auch bis jetzt nicht daran gehindert, die generellle Eignung des
Schwacke-Mietpreisrspiegels zu bejahen. Aus der Nichtberücksichtigung einzelnerr Internet-Ange-
bote der dargestellterrl Art ergibt sich zwangsläufig, dass diese durchaus - viellleicrht nur vorder-
gründirg - fÜr den Bezrnbeiter am Computer tatsächlich Angebote enthalten könnten, cJie unter dem
qewicltteten Mittelbetrags laut Schwacke sind. Dies spricht jedoch nicht dafur, <jzrss sie dem all-
qemeinen Marktpreis relntsprechen oder die generelle Erhebungsmethode in Fragr-, stellen.

Der Tatrichter ist auc;h nicht gehalten, dern pauschalen Sachvortnag der Beklag;ten, deraftige,
dem vorgelegten Internetangeboten entsprechende Angebote seien auch im Unfull;zeitraum in der
streitgegenständlichen Anmietregion erreichbar gewesen, nachzugehen. Eine entsprechende Be-
weiserlrebung liefe auf eine prozessordnungsr,vidrige Ausforschung hinaus" Es is;t nicht ersicht-
lich' wieso ein Sachvelrständiger zum jetzigen ,Zeitpunkt Feststellungen zu der danraligen Anmiet-
situation treffen könntei.

Mietet der Geschädigtr.: einen Ersakwagen zum Normaltarif an, so hat er in aller Rr-"gel Anspruch
auf Erstattung der sich daraus ergebenden Mietwagenkosten. Behauptet in einenn solchen Fall

der Sct"tädiger, dass dr:m Geschädigten eine Anmietung zu einem günstigeren preis möglich ge-

wesen wäre, so hat d,:,r Schädiger darzulegen und zu beweisen, dass der Geschädig;te von einer
solchen Möglichkeit Kbnntnis hatte (arg. S 254 BGB) Dies ist vorliegend nicht geschehen und

auch in Anbetracht der Tatsache, dass die Anmietung des F:ahrzeugs noch in der Unlallnacht um
0.33 Uhr geschah, niclht ersichflich.

Auszugr=hen ist demgi:mäß von der Schwacke-l iste 2014. Daraus ergibt sich aus dern unstreitig

zugrundezulegenden P,cstleiüahlengebiet 670 irn Modus frir ein Fahaeug der Klasser B und eine
Anmietdauer von 2 Wcrc:hen - wie abgerechnet - ein arveimaliger Wochentarif von 9g3,00 € brutto.
entspricht 1.966,00 € brrutto.

Hinzu kommen die von Klägerseite vorgetragenen Kosten für die erweiterte Haftungsreduzierung
in der Vollkaskoversicl"rr+rung (unter dem bereits berücksichtigten selbstbehalt von ;5c10,00 €) auf
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1.966.00 €

406,00 €

60,00 €

140,00 €

2 572,OO €.

einen Selbstbehalt I'on 150,00 €, welche nach der Schwacke-Nebenkostentalf,el,e für ein Fahr-

zeug der Klasse I im Modus Kalendertäglich brutto zg,QQ € betragen, insgesarnt also 406,00 €.
Ein Geschädigter ist ohne Weiteres berechtigt, einen mögtichst geringen Selbsitbehalt zu verein-

baren, um sich von den wirtschaftlichen Folgen einer Beschädigung im Rahmenr cler Nu2ung ei^

n es i hr m ungewoh nte n Mietfah zeu ges f r eizuzeichnen,

Außerdem kann der Geschädigte für die Anmietung außerhalb der öffnungszeiten im Modus ein-
malig 60,00 € brutto verlangen, da das Fahrzeug unstreitig in der unfallnacht u5n Cr.33 LJhr anoe-
mietet wurde^

Keinesfalls kann alletdings die Klägerin einen 2o-o/o-igen generellen pauschatern l\ufschlag auf
den Normaltarif wegen unfallbedingter Mehrleistungen verlangen. Insoweit hat die Klägerin um-
fangreiche Berechnurrgen betriebswittschaftlicher Art hinsichtlich ihrer Grundkosten, elweiterter
Zusatz'kosten im Unfullersatzgeschäft, zu den Fuhrparkkosten im Unfallersatzg€rS.häft, Seruice-
kosten und Venaraltuingskosten nebst Werbungskosten etc vorgelegt. Ein SO,lc:h,er Aufschlag
komml, vorliegend aber deshalb nicht in Betracht, weil die Schwacke-Erhebung in ihrer Nebenko-
t;tentabelle gerade dlir: Tatsache der Anrnietung außerhalb der öffnungszeiten nrit einern be-
s;timmten Festbetrag reingepreist hat, also gerade diesen Mehraufiryand berücksichtigt hal. Daher
muss r:in genereller prauschaliefter Mehrbetrag auf den Normaltarif hier ausscheiden. Genau in
dieser'/y'eise hat auchr die Klägerin abgerechnet.

DarÜber hinaus kann die Klägerin für das sowohl im geschädigten als auch rm angenrieteten
F:ahrzerlg vorhandenelrn Navigationsgerät auswt;islich der Nebenkosten-Tabelle naclr Schwacke
täglich im Modus 10,011 €, insgesamt also 140,00€, geltend machen. Diediesbezijgrlicherr Anga-
ben der Klägerin im {)r:hriftsatzvom 18.01.2018 wurden beklagtenseits nachfolgencl nicht mehr
bestrittern.

Damit errechnet sich eine berechtigte Mietwagenforderung wie folgt:

2 x Woc;henpauschale von 983,00 €

elweitere Haftungsredr,rl<tion für 14 Tage

ä 29,00 €

Nrrtdien:it-Zuschlag

Navigationsgerät für 14, fage ä 10,00 €

erlJibt:
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Da der Geschädigb unstreitig ein gruppengleiches Fahrzeug angemietet hat, muss er sich unter

dem Gesichtspunkl der Vorteilsausgleichen Eigenersparniskosten anrechnen lilssen, die nach

ständiger Rechtsprr-'r:hung der Kammer 5 o/o der reinen Mietwagenkosten von 1.966,00 €betra-

gen, mithin 98,30 €. Nachdern allerdings die Klägerin selbst 104,58 € in Ansak brringt, hat es mit

diesem Betrag sein Bewenden. Damit verbleiben insgesamt 2.467,42 €" Abz:üglich bereits se-
zahlter 1 .216.18 € sr:huldet die Beklagte somit resfliche 1.251,24 €.

Zinsen schuldet die Eleklagte ab Rechtshängigkeit, S 291 BGB.

In diesem Umfang hart die Berufung Erfolg.

Vorgerichtliche Rechtsverfolgungskosterr aus diesem berechtigten Betrag schulclerl die Beklagte

in Höfre von 169,50 {3 (1 15,00 € x '1 ,3 zzgl. 20,00 €).

Die Entscheidung übrar die Kosten hat ihre Grundlage in gg 92 Abs. 1,97Abs. l ZpO; dieEnt-

scheiclung über die v'orläufige vollstreckbarkeit beruht auf $$ 708 Nr. 10,713 Zpo.

Nixdorf

Vorsitzender Richter
am Landgerir:lrt

Dr. Jänicke

Richter
am Landgericht

Verkündet am 17 .1 0.2018

Zahili, J ustizbeschäft i gte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Malchus

Richterin
am Landgericht


